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EU-Wettbewerbsrecht:  

Selektiver Vertrieb von  
Luxuswaren im Internet  

Ein deutscher Anbieter von Luxuskos-
metika vertreibt diese Produkte über 

autorisierte Händler, um so das Luxus-
image der Marken zu wahren. Die Ver-
kaufsstätten dieser Händler müssen eine 
Reihe von Anforderungen hinsichtlich 
Um gebung, Ausstattung und Einrichtung 
erfüllen. Im Internet dürfen diese Händler 
die betreffenden Waren nur dann verkau-
fen, wenn dafür ein eigenes elektroni-
sches Schaufenster verwendet wird.

Selektives Vertriebssystem

Gegen das vertraglich vorgesehene Ver-
bot, die Produkte auch über die Platt-
form „amazon.de“ zu vertreiben, woll-
te sich einer der Händler wehren. Das von 
diesem angerufene OLG Frankfurt/Main 
hatte sodann in der Tat Zweifel, ob die 
Vertragsklausel mit EU-Wettbewerbsrecht 
vereinbar ist und rief deshalb den Euro-
päischen Gerichtshof im Vorabentschei-
dungsverfahren an. 

EuGH: streitige Klausel  
ist rechtmäßig!

Der EuGH hielt dazu fest, dass das unions-
rechtliche Wettbewerbsverbot einer Ver-
tragsklausel nicht entgegensteht, die es 
autorisierten Händlern eines selektiven 
Vertriebssystems für Luxuswaren verbie-
tet, beim Verkauf der Vertragswaren im  

Internet nach außen erkennbar Drittplatt-
formen einzuschalten, wenn das Verbot das 
Luxusimage dieser Waren sicherstellen soll.  

Außerdem muss das Verbot ohne Diskrimi-
nierung für sämtliche Händler gelten und 
in einem angemessenen Verhältnis zum 
angestrebten Ziel stehen (was in der ent-
scheidungsgegenständichen Causa offen-
bar jeweils der Fall war).

EuGH 6.12.2017, C-230/16

Vertriebsrecht:   
Kein Ausgleichsanspruch  
bei Vertragsbeendigung aus 
wichtigem Grund

Wie der Oberste Gerichtshof kürzlich bestätig-

te, geht die stRsp zur Frage des Ausgleichsan-
spruchs von Vertragshändlern von der analogen 

Anwendung des Handelsvertreterrechts aus. 

Kein Ausgleichsanspruch steht in diesem Sinne 

einem Vertragshändler zu, wenn das Vertrags-

verhältnis wegen eines schuldhaften, vom 

Ver tragshändler gesetzten wichtigen Grundes  

beendet wird. Der Vertragshändler erhält also 

bei einer Vertragsbeendigung, die er selbst 

schuldhaft zu verantworten hat, keine Entschä-
digung für einen von ihm aufgebauten 
Kundenstock.

Hat allerdings der Vertragspartner des Händlers 

den Sachverhalt, der einen solchen wichtigen 
Auflösungsgrund darstellt, längere Zeit ge-
duldet, so kann „ein stillschweigender Ver-
zicht nach § 863 ABGB angenommen werden, 

wenn das Zuwarten mit der Auflösungserklä-

rung unter Umständen erfolgt, aus denen mit 

Überlegung aller Umstände kein vernünftiger 

Grund daran zu zweifeln übrig bleibt, dass der 

Sachverhalt nicht mehr als wichtiger Auflösungs-

grund geltend gemacht werden soll.“

Verzicht auf den Kündigungsgrund?

Im gegenständlichen Fall konnte allerdings von 

einem derartigen Verzicht nicht ausgegangen 

werden. Der Vertragspartner und Lieferant des 

Vertragshändlers hatte nämlich dessen schlep-
pende Zahlungen regelmäßig beanstandet 
und auch zunehmend schärfere Maßnahmen 
(Vorauskasse) gegen den Vertragshändler ge-

setzt.  

OGH 21.2.2018, 7 Ob 17/18b
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Lösung: Der knifflige Fall

Befristete Mietverträge sind bei Wohnungen 

gemäß § 29 Abs 1 Z 3 MRG zulässig, wenn 

die Befristung im Vertrag schriftlich vereinbart 

wurde und die Befristung mindestens 3 Jahre 

beträgt. Diese Voraussetzungen liegen beim 

ersten zwischen Viktor V. und Mathilde M. ge-

schlossenen Mietvertrag unstrittig vor.

Nach § 29 Abs 4 MRG können Mietverträge, 

die nach § 29 Abs 1 Z 3 MRG befristet sind, 

schriftlich beliebig oft um jede – bei Wohnun-

gen jedoch wiederum jeweils 3 Jahre nicht 
unterschreitende! – Vertragsdauer erneuert 
werden.

Fraglich ist daher, ob gegenständlich, wie von 

Mathilde M. behauptet, eine unzulässige Befris-

tung vereinbart wurde. Schließlich wurde erst 
Mitte April 2018 ein schriftlicher Vertrag mit 
Laufzeit bis 31.3.2021 geschlossen.

Mit dieser Rechtsfrage der möglicherweise nicht 

hinreichenden Befristung hatte sich kürzlich 

der OGH zu befassen. Unter Verweis auf seine 

jüngste Rechtsprechung (vgl OGH 29.8.2017, 

5 Ob 123/17z) sprach das Höchstgericht aus, 

dass es nicht grundsätzlich unzulässig ist, 
anlässlich der Unterfertigung des schrift-
lichen Mietvertrags festzuhalten, dass das 
Vertragsverhältnis bereits einige Tage zu-
vor begonnen hatte. Ein derartiges Verbot 

wäre weder dem ABGB noch dem MRG zu 

entnehmen. 

Ob es sich dabei um den erstmaligen Abschluss 

des Mietvertrags oder um die Verlängerung 

eines zuvor befristeten Mietverhältnisses han-

delt, macht dabei keinen Unterschied, jedenfalls 

dann nicht, wenn der Mieterin die Nutzung 
der Wohnung in dem vor der Unterferti-
gung gelegenen Zeitraum auch tatsächlich 
zukam.

OGH 24.1.2018, 7 Ob 201/17 k

Nach den Bestimmungen des Mutter-
schutzG ist der Dienstgeber verpflich-

tet, die Dienstnehmerin nach Ablauf 
des Karenzurlaubs in der gleichen 
Verwendung weiter zu beschäftigen, 
zu der sie seinerzeit vertraglich aufge-
nommen und auch tatsächlich einge-
setzt war.

Im streitgegenständlichen Fall war die Klä-
gerin im Jahr 2008 als Verkäuferin in einer 

Filiale des Dienstgebers eingestellt wor-
den. Nach dem Dienstvertrag blieb es 
dem Dienstgeber vorbehalten, der Dienst-
nehmerin eine andere Dienstverwendung 
zuzuweisen und sie auch in anderen Be-
triebsstätten einzusetzen. Im Jahr 2012 
wechselte die Arbeitnehmerin in das Büro 
des Dienstgebers, wo sie für den Einkauf 
im Onlineshop zuständig war.

Rückkehr aus Karenz

Als die Mitarbeiterin nach ihrer Karenz 
2015/2016 Elternteilzeit in Anspruch 
nahm, teilte ihr der Dienstgeber mit, sie 
aufgrund von Sparmaßnahmen wieder als 
Verkäuferin in einer Filiale einsetzen zu 
müssen.

Dienstvertrag ist entscheidend!

Die Gerichte wiesen das Begehren der Klä-
gerin auf Feststellung, dass sie nicht ver-
pflichtet sei, dieser Versetzungsanweisung 
Folge zu leisten, ab. Die zugewiesene 
Tätigkeit entsprach schließlich dem ver-
traglich vereinbarten Leistungsinhalt. 

Eine allfällige konkludente Änderung des 
Dienstvertrags bereits vor dem Karenzur-
laub der Dienstnehmerin konnte von den 
Gerichten nicht festgestellt werden.

OGH 27.2.2018, 9 ObA 6/18z

Arbeitsrecht: 

Versetzungsschutz nach 
Rückkehr aus Karenz?  

Mietvertra
g
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Sämtliche Beiträge wurden sorgfältig recherchiert und 
ausgearbeitet, können jedoch die im Einzelfall notwen-
dige Beratung nicht ersetzen. Wir übernehmen keine 
Haftung für die Richtigkeit. 

Alle Rechte, auch nach § 44 Abs 1 u 2 UrhG, sind 
vorbehalten. Eine Übernahme von in diesem News-
letter abgedrucken Beiträgen ist nur nach schriftlicher 
Zustimmung von HLMK gestattet. Gerne sind wir aber 
auf Anfragen bereit, einzelne Beiträge zum Abdruck in 
anderen Medien, gegebenenfalls nach ent sprechender 
Überarbeitung, freizugeben.

HLMK intern: 
Erweiterung des Juristenteams 
von HLMK! 

Bereits seit Jahresbeginn 
verstärkt Frau Mag. Va-
lentina Gottfried als 
Rechtsanwaltsanwärterin 
das Juristenteam von 
HLMK. 

Frau Mag. Gottfried ist 
Absolventin der Univer-

sität Wien. Erste einschlägige Berufserfahrung 
sammelte sie nach Absolvierung des „Gerichts-
jahres“ in einer renommierten Wiener Rechts-
anwaltskanzlei.

Wir wünschen ihr und uns eine eine (weiterhin) 
gute Zusammenarbeit! 

Nachdem der deutsche Diskonter Aldi 
Speiseeis unter der Bezeichnung 

„Champagner Sorbet“ in den Verkehr 
gebracht hatte, erhob das Comité Inter-
professionel du Vin de Champagne, eine 
Vereinigung von Champagnerproduzen-
ten, gegen Aldi Klage mit dem Ziel, dem 
Diskonter den Verkauf von Speiseeis unter 
der Bezeichnung „Champagner Sorbet“ 
zu untersagen. Nach Ansicht des Comité 
würde die geschützte Ursprungsbezeich-
nung „Champagne“ verletzt.

Der deutsche BGH legte diese Rechtsfra-
ge in einem Vorabentscheidungsverfahren 
dem EuGH vor, welcher entschied, dass es 
zwar im Sinne der Kläger zutreffend ist, 
dass die Verwendung der Bezeichnung 
„Champagner Sorbet“ für ein Speise-
eis geeignet ist, auf dieses Erzeugnis das 

Im kürzlich erschienenen, wohl bedeu-
tendsten Anwaltsranking Österreichs, 

welches sich auf Umfragen und Bewertun-
gen von Rechtsanwaltskollegen stützt und 
jährlich vom Wochenmagazin „Trend“ 
präsentiert wird, haben auch heuer wieder 
Partner unserer Kanzlei Spitzenplätze belegt. 

Ansehen der geschützten Ursprungs-
bezeichnung „Champagne“ zu übertra-
gen und damit von diesem Ansehen zu 
profitieren. 

Das allerdings ist solange nicht unzulässig, 
„wenn das fragliche Erzeugnis als we-
sentliche Eigenschaft einen hauptsächlich 
durch Champagner hervorgerufenen Ge-
schmack hat.“

Es ist nun Sache der deutschen Gerichte, 
anhand der von den Streitteilen vorge-
legten Beweise zu beurteilen, ob das be-
treffende bei Aldi erhältliche Speiseeis 
tatsächlich die Zutat Champagner enthält, 
welcher dem Eis seinen charakteristischen 
Geschmack verleiht.

EuGH 20.12.2017, C-393/16

Wie schon in den Jahren zuvor wurden 
Ingo Kapsch in der Kategorie Anleger-
anwälte („Anleger setzen auf diese Top-
experten“) und Gerhard Hochedlinger 
in der Kategorie Stiftungsrecht („Hier 
fühlen sich Stifter wohl“) zu den besten 
Rechtsanwälten des Landes gezählt.

„Das Letzte“: 

Champagner-Speiseeis  
aus Deutschland?   

Was sagt der „Trend“? 

Wieder Spitzen nennungen 
für HLMK!   
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